
Fristenregelung des GrEGesetzbuch über die räumliche Entwicklung



1. Allgemeines
1.1. Einsendemodalitäten

• Ziel sicheres Datum 
• Einschreiben und Alternativen
• Abgabe gegen Empfangsschein

1.2. Fristberechnung
• Prinzip
• Wochenend- und Feiertag



2. Fristenregelung zur Bestimmungder Vollständigkeit
2.1. Empfangsbestätigung oder Verzeichnis der fehlenden Unterlagen

• Frist : 20 Tage
2.2. Wer erstellt diese Dokumente ?

• Gemeindekollegium
• Bevollmächtigte Person



2. Fristenregelung Vollständigkeit – Teil 2
2.3. Inhalt der Empfangsbestätigung

• Stellungnahmen
• Fristen
• Verlängerungsgründe

2.4. Frist zur Vervollständigung der Akte
• 180 Tage
• Folge von zweifacher Unvollständigkeit



2. Fristenregelung Vollständigkeit – Teil 2
2.5. Folgen einer Fristüberschreitung
2.5.1. Fristüberschreitung der Gemeindeverwaltung

- Initiative des Antragstellers- 30 Tage nach Eingang
2.5.2. Fristüberschreitung durch den beauftragten Beamten



3. Entscheidungsfristen
3.1. Prinzipien

• Entscheidung
• Versand
• Automatische Rechtsfolgen

3.2. Entscheidungsfristen
• Gemeinde : 30, 75 oder 115 Tage
• Beauftragter Beamter : 60, 90 oder 130 Tage



3. Entscheidungsfristen (Teil 2)
3.2.1. Frist von 30 Tagen

- Bedingungen
- Fristverlängerung von 30 Tagen : Bedingungen

3.2.2. Frist von 75 Tagen
- Bedingungen

3.2.3. Frist von 115 Tagen
- Bedingungen



3. Entscheidungsfristen (Teil 3)
3.3. Andere Fristverlängerungsmöglichkeiten
3.3.1. Kommunale Wege / Erlass zum Fluchtlinienplan
3.3.2. Einfluss von Bekanntmachungsmaßnahmen
3.3.3. Änderungen vom Antrag im Verfahrenslauf
3.3.4. Andere Umstände



3. Entscheidungsfristen (Teil 4)
3.4. Folgen einer Fristüberschreitung

• Automatische Befassung des beauftragten Beamten, falls vorher keine Stellungnahme angefragt wurde
• 40 Tage für Entscheidung
• Verlängerungsmöglichkeit um 40 Tage
• Fristüberschreitung : Befassung der Regierung



3. Entscheidungsfristen (Teil 5)
• Der beauftragte Beamte hatte eine Stellungnahme erteilt 
• Beschlussvorlage
• 30 Tage zum Versenden als Entscheidung
• Fristüberschreitung : Befassung der Regierung
• Der beauftragte Beamte hatte KEINE Stellungnahme erteilt (Fristverstreichung)
• Befassung der Regierung
• Fortsetzung der Prozedur auf Anfrage


